Deutscher Bundestag 

2. Wahlperiode 
1953 


Drudisadie 3414 


Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 
3 — 21100 — 1989/57 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Reditsverhältnisse der Polizeivollzugsbeamten 
des Bundes 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 175. Sitzung am 12. April 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Entwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Bucäidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Teleton 2551 


Bonn, den 16. April 1957 



Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des Bundes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§1 

In § 23 Abs. 1 zweiter Halbsatz des Ge- 
setzes zur vorläufigen Regelung der Rechts- 
verhältnisse der Polizeivollzugsbeamten des 
Bundes vom 6, August 1953 (Bundes- 
gesetz'bl. I S. 899) in der Fassung des Gesetzes 
vom 12. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 530) wird die Zeitbestimmung „30. Sep- 
tember 1957“ durch „30. September 1959" 
ersetzt. 


B e g r ü 

Die Geltungsdauer des vorläufigen Bundes- 
polizeibeamtengesetzes vom 6. August 1953 
(BGBl. I S. 899) war nach dessen *§ 23 Abs. 1 
zweiter Halbsatz bis zum 30. September 1955 
'befristet. Sie ist durch das Änderungsgesetz 
vom 12. August 1955 (BGBL I S. 530) zu- 
nächst bis zum 30. September 1957 verlängert 
worden. Gesetzestechnische Gründe zwingen 
nunmehr dazu, die Geltungsdauer nochmals 
um zwei Jahre zu verlängern. 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz — Druck- 
sachen 1549, 3363 — , das eine in den Grund- 
zügen einheitliche Regelung der Rechtsver- 
hältnisse aller Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgebiet und im Lande Berlin vorsieht, 
ist noch nicht verkündet. Seine Rahmenvor- 
schriften für Polizeivollzugsbeamte müssen 
im endgültigen Polizeivollzugsbeamtengesetz 
des Bundes berücksichtigt und näher aus- 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 30. September 1957 
in Kraft. 


ndung 

gefüllt werden. Dies ist jedoch erst möglich, 
wenn sich übersehen läßt, welche Auswir- 
kungen das Gesetz auf die Regelung des 
Polizeirechts in den Ländern hat. Bei der 
endgültigen Regelung des Rechts für die 
Polizeivollzugsbeamten des Bundes werden 
audi Erfahrungen beim Aufbau der Bundes- 
wehr und die versorgungsrechtlichen Bestim- 
mungen für Soldaten nicht außer acht ge- 
lassen werden können. Auch das Soldaten- 
versorgungsgesetz ist noch nicht verkündet. 
Sdiließlich werden die besonderen Erfah- 
rungen berücksichtigt werden müssen, die sich 
bei der Auffüllung des Bundesgrenzschutzes 
nach Abgabe großer Kontingente an die 
Bundeswehr ergeben. 

Diese Umstände lassen eine endgültige Neu- 
regelung der Rechtsverhältnisse für die Po- 
lizeivollzugsbeamten des Bundes im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt noch nicht zu. 
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